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Wertausgleich durch den Liegenschaftseigentümer 

§ 30. (1) Soweit durch Sanierungsmaßnahmen gemäß § 29 der Verkehrswert einer Liegenschaft 
nicht nur unwesentlich erhöht wird, hat der Eigentümer einen von der Behörde von Amts wegen 
festzusetzenden Wertausgleich in Höhe der maßnahmenbedingten Wertsteigerung an den Bund zu leisten. 
Die Festsetzung hat jeweils nach Ausweisung einer Altlast als dekontaminiert oder gesichert gemäß § 15 
Abs. 2 zu erfolgen. Die Höhe des Ausgleichsbetrags wird durch die vom Bund eingesetzten Mittel 
zuzüglich einer Wertsicherung auf Basis des Verbraucherpreisindex begrenzt. Parteistellung in dem 
Verfahren haben der Eigentümer der Liegenschaft und der Bund als Träger von Privatrechten. 

(2) Soweit durch Sanierungsmaßnahmen im Rahmen einer Ersatzvornahme gemäß § 4 VVG oder bei 
Vorliegen von Gefahr im Verzug der Verkehrswert einer Liegenschaft nicht nur unwesentlich erhöht wird 
und die Kosten der Maßnahmen nicht oder nicht gänzlich vom Verpflichteten eingebracht werden 
können, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. Die Höhe des Ausgleichsbetrags wird zusätzlich mit der 
Differenz zwischen den eingesetzten Mitteln des Bundes und der beim Verpflichteten eingebrachten 
Zahlungen begrenzt. 

(3) Die durch Sanierungsmaßnahmen bedingte Erhöhung des Verkehrswerts einer Liegenschaft 
besteht aus dem Unterschied zwischen dem Wert, der sich für die Liegenschaft ergeben würde, wenn die 
Sanierungsmaßnahmen nicht durchgeführt worden wären (Anfangswert) und dem Verkehrswert, der sich 
für die Liegenschaft nach Durchführung der Sanierungsmaßnahmen ergibt (Endwert). Die Behörde hat 
von dem Wertausgleich die Aufwendungen abzuziehen, die der Eigentümer für eigene 
Sanierungsmaßnahmen verwendet hat. Mehrere Eigentümer haften solidarisch für den festzusetzenden 
Wertausgleich. 

(4) Im Einzelfall ist von der Festsetzung eines Ausgleichsbetrags ganz oder teilweise abzusehen, 
wenn dies zur Vermeidung unbilliger Härten geboten ist. 
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(5) An den Liegenschaften, deren Verkehrswert durch in Abs. 1 oder Abs. 2 genannte 
Sanierungsmaßnahmen erhöht wurde, besteht ein gesetzliches Vorzugspfandrecht für den Bund vor allen 
anderen Pfandrechten in der Höhe des festgesetzten Wertausgleichsbetrages. 

Zuletzt aktualisiert am 

26.04.2024 

Gesetzesnummer 

10010583 

Dokumentnummer 

NOR40261256 


